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1. Einleitung

In der Vergangenheit wurden wichtige umweltpolitische Fortschritte erreicht, in‐
dem Produktionsprozesse von Energie und Produkten durch politische Regulie‐
rung umweltfreundlicher gestaltet wurden. In jüngerer Zeit rückt jedoch – in na‐
tionalen und internationalen Diskursen – auch das Verhalten der Verbraucher:in‐
nen stärker in den Fokus (z. B. IPCC 2022, Bundesregierung 2019; 2021a, 2021b).
Das hat u. a. damit zu tun, dass die Bedeutung von Verhaltensänderungen für
die Erreichung von Klima- und Umweltzielen objektiv im Zeitverlauf zunimmt.
Meyer und Lord (2021, S. 6) zeigen für Großbritannien, dass von 2009 bis 2019
87 % der Emissionsreduktionen durch Maßnahmen erreicht wurden, die an der
Produktionsseite ansetzten, zum Beispiel durch einen Wandel von Technologien.
Für den Zeitraum von 2020 bis 2035 jedoch nehmen die Autor:innen an, dass für
59 % der Emissionsminderungen Verhaltensänderungen im weiteren Sinne erfor‐
derlich sind. Global gesehen könnten durch Maßnahmen auf der Nachfrageseite
40 bis 70 % der notwendigen Minderung von Treibhausgasemissionen bis 2050
erbracht werden (IPCC 2022, S. 505). Auch in Deutschland muss das Verhalten
der Menschen umweltfreundlicher werden, wenn nationale und internationale
Klima-, Umwelt- und Nachhaltigkeitsziele erreicht werden sollen. Beispielsweise
die Treibhausgasemissionen deutscher Haushalte resultierten im Jahr 2008 zu
34 % aus Wohnen, zu 24 % aus Mobilität, zu 18 % aus Essen, zu 15 % aus sons‐
tigen Produkten und zu 9 % aus Dienstleistungen (Miehe et al. 2016, S. 584).
Damit stellen Verhaltensänderungen einen wichtigen Baustein zum Erreichen der
Klimaziele dar (UBA 2019; Brandes et al. 2021). Jedoch geht es nicht darum,
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die Verbraucher:innen in Deutschland alleine für die Erreichung dieser Ziele
verantwortlich zu machen. Da bislang die gesellschaftlichen, ökonomischen und
politischen Rahmenbedungen umweltfreundliches Verhalten vielfach erschweren
oder jedenfalls nicht erleichtern, muss es darum gehen, auf den verschiedenen
Ebenen durch entsprechend veränderte Rahmenbedingungen und Anreizstruk‐
turen umweltfreundliches Verhalten zu ermöglichen und zu erleichtern (s. a.
Londakova et al. 2021; WBGU 2011). Bisher wurden jedoch kaum politische
Maßnahmen eingeführt, die direkt auf das umweltrelevante Verhalten abzielen
(so auch ERK 2022, S. 34). Diese gelten als schwierig zu realisieren und politisch
riskant (WBGU 2020, S. 201).

Es ist daher überfällig, umweltrelevantes Verhalten stärker durch politische
Maßnahmen zu adressieren (so z. B. auch Ivanova et al. 2020; Newell et al. 2021a;
Meyer und Lord 2021; IPCC 2022; Environment and Climate Change Committee
2022; WBGU 2011). Der Sachverständigenrat für Umweltfragen sieht daher die
„Politik in der Pflicht“ (SRU 2023).

Das Gutachten, auf das sich dieser Beitrag stützt, führt zu diesem Thema
erstmals verschiedene fachliche Perspektiven zusammen. Es befasst sich mit der
Frage, ob das Individuum überhaupt zum Gegenstand von Umweltpolitik werden
darf und soll (SRU 2023, Kap. 2, hier Abschnitt 2), was das umweltrelevante
Verhalten beeinflusst, mit welchen Ansatzpunkten und Instrumenten es effektiv
verändert werden kann (SRU 2023, Kap. 3, hier Abschnitt 3) und wie auch die
politischen Realisierungschancen solcher Maßnahmen, die als schwierig gelten,
erhöht werden können (SRU 2023, Kap. 4, hier Abschnitt 4). Während das
Gutachten diese Überlegungen schließlich auf drei Fallbeispiele von umweltrele‐
vantem Verhalten (Fleischkonsum, Nutzungsdauer von Mobiltelefonen, Gebäu‐
desanierung) anwendet (SRU 2023, Kap. 5), geht dieser Beitrag abschließend eher
allgemein auf die Frage der praktischen Anwendbarkeit ein (Abschnitt 5) und
resümiert dann (Abschnitt 6).

2. Darf und soll das Individuum zum Gegenstand von Umweltpolitik werden?

Natürlich gibt es kontroverse Einschätzungen dazu, ob, in welchem Maße und
wie das umweltrelevante Verhalten und sein Kontext Gegenstand politischer
Maßnahmen sein soll. Hier werden im Folgenden zwei recht konträre Debatten
betrachtet (siehe ausführlicher SRU 2023, Kap. 2).

Aus einer liberalen Sicht sollen das Individuum und seine Entscheidungen
im Bereich Konsum, Mobilität oder Ernährung möglichst frei von staatlicher
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Intervention bleiben. Beispielsweise steht bei Überlegungen zur Einführung eines
Tempolimits oder zur Senkung des Fleischkonsums schnell der Vorwurf der
Bevormundung, der Verbotspolitik oder eines illegitimen Eingriffs in persönliche
Entscheidungen von Bürger:innen und Verbraucher:innen im Raum (WBAE
2020, S. 355; Meyer und Lord 2021, S. 5; Heyen et al. 2021, S. 10 f.). In der Tat
ist die Etablierung individueller Freiheitsrechte gegenüber dem Staat eine wich‐
tige historische Errungenschaft. Jedoch stehen wir heute vor einer Situation,
in der – letztlich als eine Folge des Freiheitsgebrauchs – Umweltschäden zu
einer Bedrohung für die Freiheit werden, etwa für das Grundrecht auf Leben
und Gesundheit oder das Eigentum (SRU 2019, Abschn. 2.2.2.2). Überdies hat –
wie das Bundeserfassungsgericht in seiner Entscheidung zum Klimaschutzgesetz
festgestellt hat – der Staat auch Sorge zu tragen, dass angesichts der notwendi‐
gen Treibhausgasminderungen die verbleibenden Emissionsmengen („Budget“,
s. SRU 2022) gerecht zwischen den Generationen verteilt werden. Wird ein
überdurchschnittlich hoher Anteil der Minderungen in die Zukunft verschoben,
werden den nachfolgenden Generationen schwerwiegende Freiheitseinbußen zu‐
gemutet (BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18, Rn. 192). Ein reflektiertes
Freiheitsverständnis muss daher auch die Auswirkungen umweltschädigender
Verhaltensweisen auf die Freiheit anderer Menschen, der heute wie auch der
zukünftig lebenden, einbeziehen. Im Grundsatz ist unbestritten, dass der Staat zur
Verfolgung wichtiger Gemeinwohlziele, wie eben auch des verfassungsrechtlich
verankerten Staatsziels Umweltschutz (Art. 20a Grundgesetz – GG), das Verhal‐
ten der Bürger:innen regulieren darf (Volkmann 2012, S. 35 f.; Smeddinck 2014,
S. 246).

Überdies ist auch jetziges Verhalten etwa im Bereich Konsum oder Mobilität
keinesfalls „natürlich“. Vielmehr setzt der Staat bereits jetzt in vielfacher Weise die
Rahmenbedingungen für das Verhalten seiner Bürger:innen und Verbraucher:in‐
nen (Londakova et al. 2021, S. 16). Der Staat schafft Infrastrukturen, wie etwa
die autozentrierten Städte, setzt durch Subventionen wie die Steuerbefreiung von
Kerosin im Flugverkehr oder durch Speiseangebote in öffentlichen Kantinen Ver‐
haltensanreize. Dabei sind ökologische Folgen häufig weitgehend unberücksich‐
tigt geblieben, umweltfreundliches Verhalten wurde oft sogar erschwert (Kopatz
2019). Zudem verschenkt der Staat so Möglichkeiten, den Bürger:innen Orien‐
tierung zu geben, und vermittelt damit umweltschädliches Verhalten als soziale
Norm.

Aus einer ganz anderen weltanschaulichen Richtung wurde in der Vergan‐
genheit häufig kritisiert, die Diskussion über die Rolle des Verhaltens Einzelner
bürde diesen ungerechtfertigt die Verantwortung für die Umweltkrisen auf, wäh‐

2. Darf und soll das Individuum zum Gegenstand von Umweltpolitik werden? 47

https://doi.org/10.5771/9783748947684-45 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748947684-45
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


rend deren eigentlichen Verursacher, etwa die Betreiber und Nutznießer fossiler
Wirtschaften, aus der Verantwortung entlassen würden (z. B. Grunwald 2010;
Steininger et al. 2014, S. 77; der Spiegel 02.11.2020). Die Sorge, dass die Adres‐
sierung des Individuums und seines Verhaltens zu Verantwortungsverschiebung
führen kann, erscheint grundsätzlich nicht unbegründet. Tatsächlich haben wirt‐
schaftliche Akteure in der Vergangenheit versucht, Umweltschäden rechnerisch
und diskursiv dem Individuum zuzuordnen – durchaus in der strategischen
Absicht, den Diskurs von der Produktionsseite abzulenken und so Auflagen
für die Industrie zu verhindern. Nachgewiesen ist dies beispielsweise für das
international operierende Öl-Unternehmen BP. Das Unternehmen erkannte Mitte
der 2000er-Jahre in einer umfassenden Werbekampagne den Klimawandel zwar
als Problem an. Es präsentierte sich jedoch zugleich selbst als Problemlösung
(und damit als ein ökologisches Unternehmen), ohne dass an den fossilen Ge‐
schäftsmodellen etwas geändert worden wäre (Doyle 2011). Eine der Strategien
bestand darin, die Verantwortung für den Klimawandel diskursiv den Verbrau‐
cher:innen zuzuweisen, unter anderem durch die Popularisierung des Konzepts
des CO2‑Fußabdrucks in einer Printkampagne in den USA (ebd., S. 201).

Allerdings geht es in diesem Beitrag weder darum, den Individuen die letzt‐
lich moralische Verantwortung zuzuweisen, noch darum, die Menschen und ihr
Verhalten anstelle der Produktionsseite zu adressieren. Wesentliche Ansatzpunkte
zur Reduktion ökologischer Externalitäten liegen weiterhin bei den übergeord‐
neten Rahmenbedingungen, unter denen Energie und Güter produziert oder
Dienstleistungen angeboten werden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Indi‐
viduum mit seinen Verhaltensweisen und deren Rahmenbedingungen von der
Regulierung auszuschließen seien. Grundsätzlich muss an eine Regulierung von
Produktionsseite und von Konsumseite gedacht werden. Im Folgenden werden
Kriterien entwickelt, wann insbesondere eine politische Adressierung der Verhal‐
tensseite in Betracht gezogen werden sollte.

Erstens: Je stärker gravierende Umweltschäden zutage treten und je mehr
die Zeit für deren Beseitigung drängt, desto eher ist es erforderlich, das gesamte
Spektrum der möglichen Lösungsansätze zu nutzen. In einigen Bereichen muss
das Ausmaß von Umweltschädigungen schnellstmöglich reduziert werden, um
die Einhaltung der ökologischen Belastungsgrenzen sicherzustellen und in einen
sicheren Handlungsspielraum zurückzukehren. Um dies zu erreichen, müssen in
diesen Bereichen alle möglichen Maßnahmen ergriffen werden – auch solche, die
das Verhalten adressieren. Ein Fokus umweltpolitischer Maßnahmen allein auf
die Produktionsseite kann beispielsweise die Emissionen für die Einhaltung des
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1,5°C-Ziels in Deutschland nicht mehr ausreichend schnell mindern und riskiert
eine Problemverlagerung auf andere ökologische Ressourcen (UBA 2019, S. 405).

Zweitens: In einigen Bereichen stellt die Veränderung des Verhaltens einen
besonders großen Hebel für die Lösung von Umweltproblemen dar. Dies kann
zwischen Problembereichen, aber auch auf der Zeitachse variieren. Beispielsweise
für die Lebensmittelproduktion haben Springmann et al. (2018) berechnet, dass
eine Veränderung des Ernährungsverhaltens für die Reduktion der Treibhausgas‐
emissionen den größten Effekt erwarten lässt.

Drittens: Zahlreiche politische Maßnahmen auf der Systemebene setzen für
ihre Wirksamkeit ein bestimmtes Verhalten von Individuen voraus. Wenn bei‐
spielsweise Hersteller verpflichtet werden, die Reparierbarkeit von Konsumgütern
zu verbessern oder die Rezyklierbarkeit zu erhöhen, müssen die Verbraucher:in‐
nen auch bereit sein, die Produkte reparieren zu lassen bzw. so zu entsorgen,
dass sie dem Recycling zugeführt werden können. Wird bei produktionsseitigen
Maßnahmen nicht ihr Zusammenspiel mit dem Verhalten beachtet, können
auch nicht-intendierte Effekte entstehen. So werden reduzierte Umwelteffekte
teilweise durch eine höhere oder veränderte Nachfrage kompensiert (sogenannter
Rebound-Effekt) (de Haan et al. 2015, S. 36 ff.).
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Konstellationen, die für verhaltensseitige Maßnahmen sprechen

SRU 2023, S. 31

    Viertens: In einigen Bereichen bringen Änderungen des Verhaltens zusätzliche 
gesellschaftliche Vorteile, etwa für die Gesundheit, mit sich. Eine Studie von 
Creutzig et al. zeigt Synergien verhaltensseitiger Maßnahmen mit den SDGs auf 
(Creutzig et al. 2022).

Fünftens: Eine rein produktionsseitige Regulierung kann zur räumlichen 
Verlagerung (Leakage) von Umweltschäden führen. Deutschland bezieht in gro‐
ßem Ausmaß Rohstoffe und Produkte vom Weltmarkt. Es besteht aber kaum bzw. 
nur indirekter Einfluss auf Umweltschutzvorkehrungen und Sozialstandards in 
Drittstaaten. Deshalb würde man in Produktbereichen mit hoher Importquote 
mehr Umweltexternalitäten erfassen, wenn konsumseitig reguliert wird, als mit 
einer produktionsseitigen Regulierung (Steininger et al. 2014, S. 81).

Je nach Problembereich und spezifischer Fragestellung können unterschied‐
liche der fünf genannten Konstellationen auftreten, die für die Adressierung

Abbildung 1:
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der Verhaltensseite sprechen. Ob das umweltrelevante Verhalten gar nicht, kom‐
plementär oder sogar vorrangig politisch adressiert werden sollte, ist für den
jeweiligen Einzelfall zu entscheiden.

3. Wie kann umweltrelevantes Verhalten effektiv reguliert werden?

Bislang ist das umweltrelevante Verhalten, wie eingangs erwähnt, nur selten Ge‐
genstand politischer Maßnahmen. Und dann kamen vorzugsweise weiche Instru‐
mente wie Förderangebote, Kampagnen oder Informationen zum Einsatz. Bisher
basieren politische Maßnahmen, die das Verhalten beeinflussen sollen, häufig
auf keinem erkennbaren oder einem eher unterkomplexen Verständnis des Ver‐
haltens. Dies zeigt unter anderem eine explorative Studie von Loer und Leiphold
(2018, S. 56) für Gesetzesvorhaben, die zwischen 2009 und 2017 im Deutschen
Bundestag debattiert wurden.

Der folgende Abschnitt des Beitrags wendet sich kurz der Frage der Verhal‐
tensdeterminanten zu (ausführlich siehe SRU 2023, Kap. 3.1) und befasst sich
dann mit den Ansatzpunkten und politischen Instrumenten, um das Verhalten zu
beeinflussen.

Umweltrelevantes Verhalten ist komplex und als solches insbesondere Gegen‐
stand psychologischer Forschung (siehe SRU 2023, S. 42–43). Die grundsätzliche
Bereitschaft, sich umweltfreundlich zu verhalten, wird durch grundlegende Werte
und Umweltbewusstsein und durch das Bewusstsein für die Konsequenzen des
eigenen Verhaltens beeinflusst. Das Verhalten in konkreten Entscheidungssitua‐
tionen wird durch spezifisches Wissen, Emotionen oder soziale Normen beein‐
flusst. Darüber hinaus haben auch kontextuelle Bedingungen wie Infrastrukturen
und Preise einen Einfluss. Bestehende Routinen und persönliche Faktoren wie
Alter oder Einkommen wirken sich ebenfalls auf umweltrelevantes Verhalten aus.
Abbildung 2 zeigt schematisch, auf welche Weise diese Faktoren das Verhalten
beeinflussen.
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Integrierter Erklärungsansatz individuellen umweltfreundlichen
Verhaltens

 

SRU 2023, S. 45

Von diesem integrierten Verhaltensmodell ausgehend lassen sich grundsätzlich
drei Ansatzpunkte identifizieren, die geeignet sein können, umweltrelevantes Ver‐
halten zu modifizieren, je nachdem, wo die besonders wichtigen Einflussfaktoren
und Barrieren für ein bestimmtes Verhalten liegen (SRU 2023S. 50ff) (siehe Ab‐
bildung 3). Der erste und relevanteste Ansatz besteht darin, die Kontextbedingun‐

Abbildung 2:
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gen zu verändern, um umweltfreundliches Verhalten zu erleichtern. Ein zweiter
Ansatz befasst sich mit den grundlegenden Einflussfaktoren und versucht z. B.,
Werte zu verändern und ein Umweltbewusstsein zu schaffen. Ein dritter Ansatz
konzentriert sich auf die Situation der Entscheidungsfindung und zielt darauf
ab, die grundlegenden Einflussfaktoren zu aktivieren und umweltfreundliches
Verhalten zu unterstützen, beispielsweise durch das Aufzeigen von sozialen Nor‐
men.

Ansätze zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens

 

 

 

SRU 2023, S. 51

Die Policyforschung, aber auch ökomische und juristische Arbeiten befassen
sich mit politischen Instrumenten, ihren Eigenschaften, Vor- und Nachteilen
und ihrer Eignung, um politische Ziele zu erreichen (z. B. Hood 1983; Vedung
1998; Capano und Howlett 2020). Allerdings werden gerade in der Diskussion
zu den umweltpolitischen Instrumenten (Michaelis 1996; Böcher und Töller

Abbildung 3:
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2019; Endres & Rübbelke 2022;) als Adressaten der Umweltpolitik in aller Regel
Unternehmen angenommen (was angesichts der Entstehung und Entwicklung
der Umweltpolitik folgerichtig ist), während Individuen keine Rolle spielen oder
allenfalls am Rande, wenn es um „Nudging“ etc. geht. Daher ist die Diskussion
zu den Instrumenten im Hinblick auf das Verhalten von Individuen bislang
„unterbelichtet“, was die folgende systematische Betrachtung der Instrumente
(ausführlich siehe SRU 2023, Kap. 3.3) erforderlich macht. Dabei werden die
Politikinstrumente danach betrachtet, wie sie auf das Individuum wirken, an
welchem der oben identifizierten drei Ansatzpunkte sie ansetzen und welches
ihre spezifischen Vor- und Nachteile sind.

Regulative Instrumente (auch als „Ordnungsrecht“, „Auflage“ [Endres und
Rübbelke 2022, S. 119 ff.] und in der englischsprachigen Literatur als „command-
and-control“ oder „sticks“ bezeichnet, [Wurzel et al. 2013, S. 33]) schränken die
Entscheidungsfreiheit des Individuums durch Ge- oder Verbote ein. Dabei kann
die Einhaltung zumindest in manchen Fällen überprüft und die Nichteinhaltung
sanktioniert werden. Daher werden solche Instrumente auch unter den Wirk‐
mechanismus „Zwang“ eingeordnet (Vedung 1998, S. 310 ff.). Indem regulative
Instrumente sozial erwünschtes oder unerwünschtes Verhalten definieren, haben
sie zugleich eine symbolische Dimension (Lascoumes und Le Gales 2007, S. 12).
Auch signalisiert der Staat durch regulative Instrumente deutlich, dass gehandelt
wird.

Für die tatsächliche Befolgung von Ge- und Verboten sind jenseits von Sank‐
tionen auch persönliche und soziale Normen entscheidend (Einflussfaktoren 4
und 8 in Abb. 3). U. a. halten sich Menschen eher an Gesetze, wenn sie diese
für moralisch richtig, gerecht und gerechtfertigt halten und wenn sie den Gesetz‐
geber als legitim wahrnehmen (Tyler 1990; Tyler und Darley 2000; Murphy et
al. 2016). Regulative Instrumente verändern einerseits die Kontextbedingungen
von Verhalten, da umweltschädliches Verhalten erschwert wird. Andererseits
wirken sie auf die Entscheidungssituation, indem sie unerwünschtes Verhalten
definieren und so die wahrgenommenen sozialen Normen prägen und indem
mögliche Sanktionen die Einstellung gegenüber dem Verhalten verändern. Regu‐
lative (ebenso wie ökonomische) Instrumente intervenieren relativ stark. Daher
sind sie besonders wichtig, wenn das Verhalten besonders schwierig zu verändern
ist und weichere Instrumente an ihre Grenzen stoßen. Auch wenn ein bestimmtes
Verhalten möglichst vollständig unterbleiben soll, sind regulative Instrumente
essenziell. Ordnungsrechtliche Auflagen gelten für alle Menschen unabhängig
vom sozialen Status und anderen individuellen Merkmalen gleichermaßen. Die
Verteilungswirkung regulativer Instrumente kann je nach Politikziel und Ausge‐

54 Annette Elisabeth Töller

https://doi.org/10.5771/9783748947684-45 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748947684-45
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


staltung progressiv oder regressiv sein (d. h., ärmere Haushalte werden relativ
schwächer bzw. stärker belastet als reichere) (Jacob et al. 2016).

Da ein bestimmtes Verhalten verboten oder angeordnet wird und Nichtein‐
haltung regelmäßig sanktionsbewehrt ist, wird üblicherweise von einer raschen
Wirkung und einer hohen Effektivität ausgegangen. Allerdings können Vollzugs‐
defizite die Effektivität regulativer Instrumente erheblich reduzieren, wobei die
Kontrolle von Individuen in den meisten Fällen noch schwieriger ist als die von
Unternehmen (vgl. Limberg et al. 2021; Steinebach 2022).

Ökonomische Instrumente (unterschieden werden insbesondere Subventio‐
nen/Förderinstrumente; Abgaben und Steuern; handelbare Nutzungsrechte und
Pfandpflichten) verändern die Kosten umweltrelevanten Verhaltens, um eine um‐
weltfreundlichere Entscheidung zu fördern. Dies kann geschehen, indem umwelt‐
freundlicheres Verhalten vergünstigt (sogenannte Pull-Maßnahmen) oder, indem
umweltschädliches Verhalten verteuert wird (sogenannte Push-Maßnahmen). Mit
der Annahme, dass veränderte Anreize zu anderen Entscheidungen führen, set‐
zen diese Instrumente somit in erster Linie auf rationales Verhalten des Individu‐
ums. Anreize können, müssen aber nicht in monetären Einheiten ausgedrückt
werden. Über diese direkten Anreize hinaus können auch ökonomische Instru‐
mente soziale Normen kommunizieren (Oosterhuis et al. 2008, S. 19). Eine Be‐
steuerung, etwa von Plastiktüten, signalisiert, dass diese sozial unerwünscht sind
(Adeyanju et al. 2021). Eine finanzielle Förderung kann neben der Verbesserung
des Kosten-Nutzen-Verhältnisses ebenfalls als Belohnung verstanden werden, die
soziale Anerkennung ausdrückt (Rieder und Haefeli 2008). Anknüpfend an die
oben identifizierten Ansatzpunkte wirken ökonomische Instrumente dennoch
primär auf die Kontextbedingungen.

Ökonomische Instrumente schränken theoretisch die Handlungsfreiheit des
Individuums weniger stark ein als regulative, weil sie Verhalten nicht verbieten,
sondern verteuern (oder vergünstigen, z. B. Vedung 1998, S. 32). Menschen kön‐
nen also auf das Preissignal des ökonomischen Instruments flexibel reagieren.
Dennoch kann eine Bepreisung umweltschädlichen Verhaltens je nach Lebens‐
umständen und ökonomischer Situation des Individuums den Handlungsspiel‐
raum durchaus deutlich einschränken. Beispielsweise kann ein hoher CO2-Preis
ohne Rückverteilungsmechanismus die Kaufkraft von Menschen mit geringem
Einkommen erheblich reduzieren, insbesondere wenn das Verhalten kurzfristig
nicht geändert werden kann und dadurch Geld an anderer Stelle fehlt (Edenho‐
fer et al. 2019, S. 84). Da ökonomische Instrumente relativ stark intervenieren,
sind sie ebenso wie regulative Instrumente besonders dann gefragt, wenn die
Änderung des Verhaltens durch andere Maßnahmen nicht gelingt.
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Während Subventionen staatliche Mittel erfordern, generieren Bepreisungen
staatliche Mittel, die entweder für Subventionen (oder für den allgemeinen Haus‐
halt) bereitstehen oder für die Entlastung der Verbraucher:innen rückverteilt
werden können. Im Hinblick auf die Verteilungseffekte wirken ökonomische Ins‐
trumente überwiegend regressiv, also ungleichheitsverstärkend (Jacob et al. 2016).
Auch Förderinstrumente führen häufig zu einer Umverteilung von unten nach
oben (Bornestein und Davis 2016), insbesondere aber wirken Bepreisungsinstru‐
mente regressiv, wenn Grundbedürfnisse betroffen sind. Denn ärmere Menschen
geben einen größeren Anteil ihres Einkommens für diese Güter (z. B. Wärme,
Strom, Mobilität) aus als reichere Menschen (Löschel 2021). Allerdings kann
dies gemindert werden, wenn z. B. Einnahmen von Bepreisungsinstrumenten
zurückverteilt werden. Zum anderen können Instrumente durch die Auswahl der
bepreisten Güter auch so gestaltet werden, dass sie die Ungleichheit reduzieren.
Beispielsweise könnte eine Vielfliegerabgabe dazu führen, dass die Emissionen
des Flugverkehrs sinken und dabei progressiv wirken, da reichere Menschen
überproportional viel fliegen (Chapman et al. 2021).

Die Wirksamkeit konkreter Bepreisungsinstrumente hängt u. a. von der Prei‐
selastizität der Nachfrage ab (Bach et al. 2019). Ist die Elastizität hoch, können
die Produkte also leicht durch andere ersetzt werden, führen Preisänderungen
zu einem deutlichen Effekt. Ist die Elastizität hingegen niedrig, so ist der direkte
umweltpolitische Effekt nur gering. Ein kritischer Punkt hinsichtlich der Effek‐
tivität von ökonomischen Instrumenten liegt in der ihnen zugrunde liegenden
Annahme, dass Individuen rational handeln, also ihren Nutzen kennen und
entsprechend nutzenmaximierend handeln. Tatsächlich verfügen Menschen oft
nicht über vollständiges Wissen und treffen auch falsche Annahmen bezüglich
der wahrscheinlichen zukünftigen Entwicklung. So schätzen sie zukünftige Ein‐
sparungen durch ein effizienteres Produkt oft zu niedrig ein (z. B. zu Gebäu‐
dedämmung s. IKND 2022). Auch besteht Unsicherheit angesichts zukünftiger
Preisentwicklungen, oder diese werden (z. B. im Kontext eines CO2-Preises)
nicht korrekt antizipiert (Gillingham und Palmer 2014). Entscheidungen werden
also sowohl mit unvollständigem Wissen als auch unter Unsicherheit getroffen.
Überdies sind Menschen häufig risikoavers, sie wollen also ein möglichst geringes
Risiko eingehen. Dies hat Konsequenzen für ihre Entscheidungen (Novirdoust
et al. 2022). Aus den aufgeführten Gründen sind Bepreisungsinstrumente alleine
u. U. nicht so effektiv, wie dies angenommen wird.

Informationelle Instrumente basieren auf den Annahmen, dass Menschen
grundsätzlich ihre Entscheidungen auf der Basis von Wissen treffen (Loer und
Leipold 2018, S. 47 f.; Oehler und Wendt 2017), ihne aber häufig Informationen
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über spezifische Umweltprobleme und entsprechende Handlungsmöglichkeiten
fehlen (Abrahamse und Matthies 2019, S. 265). Hier sollen informationelle Ins‐
trumente Abhilfe schaffen, indem sie fehlende Informationen für bestimmte
Entscheidungen bereitstellen, was wiederum zu anderem Verhalten führen soll
(Howlett 2019, S. 227). Persuasive Instrumente, wie beispielsweise Kampagnen
von Ministerien, sollen auf eine Veränderung von Verhaltensweisen und dahin‐
terliegenden Einflussfaktoren des Verhaltens zielen (Kneip und Niesyto 2007,
S. 162 f.). Dabei können sie an soziale Normen oder moralische Überzeugungen
appellieren bzw. versuchen, diese zu verändern (Abrahamse und Matthies 2019,
S. 266), sowie in entsprechenden Entscheidungssituationen daran erinnern. Bil‐
dungsinstrumente setzen grundlegender an als informationelle oder persuasive
Instrumente und haben das Ziel, bei den Adressat:innen Wissen, Kompetenzen
und Fähigkeiten zu entwickeln.

Verglichen mit anderen Instrumententypen intervenieren informationelle
und persuasive Instrumente am wenigsten. Allerdings zeigt die Forschung, dass
sie auch nur begrenzt wirken, vor allem, wenn sie nicht mit anderen Instrumen‐
ten kombiniert werden. Dies liegt unter anderem daran, dass Menschen nicht
beliebig viele Informationen aufnehmen, geschweige denn diese verarbeiten kön‐
nen (Oehler und Wendt 2017). Zu viele oder kompliziert dargestellte Informatio‐
nen führen u. U. dazu, dass diese kaum wahrgenommen werden (Ölander und
Thøgersen 2014, S. 342 f.). Auch handeln Menschen nicht immer infolge einer ra‐
tionalen bewussten Abwägung, sodass das Wissen nicht unbedingt das Verhalten
beeinflusst (Howlett 2019, S. 235).

Damit in der konkreten Entscheidungssituation aus Wissen und Intention
auch ein verändertes Verhalten resultiert, sollten Informations-, Überzeugungs-
und Bildungsansätze mit anderen Instrumenten kombiniert werden (Londakova
et al. 2021, S. 6; Jacobs und Hörisch 2021, S. 1; Abrahamse und Matthies 2019,
S. 265 f.). So können Kommunikations- und Bildungskampagnen, aber auch öko‐
nomische Anreize die Befolgung ordnungsrechtlicher Pflichten verbessern. Dies
kann der Fall sein, wenn ein ordnungsrechtliches Instrument in der Bevölkerung
kaum bekannt ist oder wenn die Einhaltung einer Pflicht als sehr kompliziert
und umständlich wahrgenommen wird (Wolff et al. 2020, S. 29). Ein Beispiel
hierfür ist die „Aktion Biotonne“, die das Bewusstsein für die Notwendigkeit
der getrennten Sammlung und Verwertung von Bioabfall, aber auch wichtige
technische Details, etwa zur richtigen Trennung und Wahl der Komposttüten,
vermittelt (.lichtl Ethics & Brands o. J.; s. Kasten 3‑5). Auch ökonomische Anreize
können durch Informationsinstrumente unterstützt werden (OECD 2007, S. 217;
Wolff et al. 2020, S. 29; Khanna et al. 2022).
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Eine wichtige Rolle für die Veränderung des umweltrelevanten Verhaltens
spielen auch die Modifikation von Entscheidungssituationen sowie staatlichen
Infrastrukturen und Angeboten (siehe dazu SRU 2023, S. 70 ff.).

Rolle und Kombination von Instrumenten. Nun soll diese Diskussion der
Eigenschaften und Vorteile einzelner Instrumente nicht suggerieren, dass es eine
„Silver Bullet“, also die eine perfekte Maßnahme, gäbe und die Wirksamkeit von
Maßnahmen alleine vom verwendeten Instrumententyp abhänge. Vieles hängt
vom Kontext und den verfügbaren Ressourcen ab. Zudem werden neue Maßnah‐
men in der Regel nicht auf einer „Tabula Rasa“ eingesetzt (Rogge et al. 2017). Viel‐
mehr werden sie meist Schichten von schon bestehenden Instrumenten hinzuge‐
fügt (sog. Layering, s. Streeck und Thelen 2005, S. 19 ff.), und es entstehen unter
Umständen nicht intendierte Policy-Mixe (Howlett et al. 2015, S. 9; Capano und
Howlett 2020, S. 2). Diese Kombinationen verschiedener Instrumente können
sich gegenseitig ergänzen, aber auch behindern. Daher muss bei der Einführung
neuer Instrumente zunächst eine Bestandsaufnahme gemacht und darauf geachtet
werden, dass vorhandene Instrumente durch die geplanten sinnvoll ergänzt oder
so angepasst werden, dass sie sich nicht gegenseitig behindern (Howlett und
Rayner 2007, S. 7). In der Literatur überwiegt die grundsätzliche Einschätzung,
dass Maßnahmenbündel den heutigen Herausforderungen einer komplexen Welt
eher entsprechen als der Einsatz einzelner Instrumente (Hahn 1989, S. 108; Hey et
al. 2007; Howlett et al. 2015, S. 7 f.; Rogge et al. 2017; Pacheco-Vega 2020; WBAE
2020).

Ein möglicher Zugang unterscheidet zwischen synchronen und asynchronen
Kombinationen von Instrumenten. Synchron ist eine Kombination von Instru‐
menten, die zeitgleich dasselbe Ziel verfolgen, dabei aber an verschiedenen
Stellen ansetzen und verschiedene, sich gegenseitig ergänzende (komplementä‐
re) oder sogar verstärkende (synergetische) Ansätze kombinieren (Capano und
Howlett 2020, S. 2). Eine asynchrone Kombination ist eine Kombination von
Instrumenten im Zeitverlauf (s. a. Howlett et al. 2015, S. 9 f.; Capano und Howlett
2020, S. 3 f.). Hier besteht die Idee oft darin, eine Intervention mit einer eher
geringen Eingriffsintensität (etwa mit freiwilligen oder informationellen Instru‐
menten) zu beginnen und später stärker eingreifende Instrumente nachzulegen
(Vedung 1998, S. 40). Scherf et al. (2020) argumentieren, dass eine Kombination
aus Makro‑Instrumenten, die übergreifend verschiedene Sektoren und Zielgrup‐
pen betreffen, und Mikro‑Instrumenten, die spezifisch auf einzelne Bereiche zu‐
geschnitten sind, die Wirksamkeit steigern kann. Mit ihrem breiten Ansatz tragen
Makro-Instrumente dazu bei, Ausweich- und Rebound-Effekte zu vermeiden, ins‐
besondere wenn sie beispielsweise EU-weit wirken. Mikro-Instrumente können
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dagegen in einzelnen Bereichen und zielgruppenorientiert Verhaltensänderungen
unterstützen und negative soziale Effekte der Makro-Instrumente gezielt abfedern
(ebd.).

4. Sind Maßnahmen auch politisch realisierbar?

Wissenschaftliche Empfehlungen für politische Maßnahmen hören häufig nach
der Präsentation empfehlenswerter, potentiell effektiver Maßnahmen auf („Re‐
zeptbuch-Ansatz“) und blenden damit die Frage der politischen Realisierbarkeit
aus. In der realen Welt ist es aber meist so, dass politische Maßnahmen umso
schlechter realisierbar sind, je effektiver sie zu sein versprechen (Huber et al.
2020; Fesenfeld et al. 2020). Dies ist nicht weiter überraschend, sind doch
politische Entscheidungsprozesse eben keine sachrationalen Problemlösungspro‐
zesse (Böcher und Töller 2019, S. 184 ff.). Vielmehr gibt es für die Realisierung
von (umwelt-)politischen Maßnahmen vielfältige Herausforderungen, die insbe‐
sondere in der Akzeptanz einer Maßnahme in der Bevölkerung abhängen, von
der parteipolitischen Konstellation der Regierung und von Widerstand oder Un‐
terstützung organisierter gesellschaftlicher Interessen (SRU 2023, S. 81 ff.). Auch
diese Faktoren werden jedoch wissenschaftlich erforscht, und es gibt durchaus
Ansatzpunkte, um effektive politische Maßnahmen so zu gestalten, dass auch ihre
politische Realisierbarkeit verbessert wird, wie im Folgenden gezeigt wird.

Die gesellschaftliche Akzeptanz von umweltpolitischen Maßnahmen, also die
Unterstützung in der Bevölkerung, ist eine der wichtigsten Voraussetzungen der
politischen Realisierbarkeit (Huber et al. 2020; Heyen et al. 2021). Prinzipiell weisen
Pull-Instrumente (auch als „Carrots“ bezeichnet, Vedung 1998) wie Subventionen
für umweltfreundliches Verhalten oder der staatliche Ausbau einer umweltfreund‐
lichen Infrastruktur, die zu umweltfreundlichem Verhalten motivieren sollen (de
Groot und Schuitema 2012, S. 101; Wicki et al. 2019, S. 2 f.), eine höhere Akzeptanz
auf als Push-Instrumente (auch als „Stick“ bezeichnet), die – etwa durch Verbote
oder Bepreisungen – umweltschädliches Verhalten verhindern sollen (Brückmann
und  Bernauer  2020,  S. 2;  Stadelmann-Steffen  und  Dermont  2018).  Allerdings
erweisen sich innerhalb der Push-Instrumente Bepreisungsinstrumente als beson‐
ders unbeliebt, und zwar insbesondere unbeliebter als Ge- und Verbote, die in
vergleichbarer Weise in die Freiheit der Adressaten eingreifen. Dies liegt u. a. daran,
dass bei diesen Instrumenten die Kosten für Einzelne vergleichsweise sichtbar sind
und zudem tendenziell überschätzt werden, während die Kosten von regulativen
Instrumenten weniger sichtbar sind und systematisch unterschätzt werden (Dou‐
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enne und Fabre 2022; Stadelmann-Steffen und Dermont 2018, S. 40). Allerdings
kann die Akzeptanz von Bepreisungsinstrumenten gesteigert werden, wenn die
generierten Mittel einem „guten Zweck“ zukommen („revenue recycling“, z. B. Hahn
1989; Barckhausen et al. 2022, S. 10 f.; Beiser-McGrath und Bernauer 2019). Das
kann entweder die Förderung eines Umweltzwecks sein (z. B. Ausbau erneuerbarer
Energien) oder eine Umverteilung zugunsten ärmerer Haushalte. Bereits die trans‐
parente Kommunikation darüber, wofür die Mittel verwendet werden, kann im
Übrigen die Akzeptanz der Bepreisung steigern (Beiser-McGrath und Bernauer
2019, Barckhausen et al. 2022, S. 5). Überdies wird Akzeptanz auch von wahrge‐
nommenem individuellem Nutzen beeinflusst.  Dazu können beispielsweise bei
Maßnahmen zur Senkung des verbrennungsmotorisierten Individualverkehrs statt
des Klimaschutzes lokale Gesundheitsvorteile und andere Co-Benefits gehören
(Aasen und Vatn 2018;). Daher ist die Kommunikation von Co-Benefits eine Option,
um die Akzeptanz zu steigern.

Auch wenn es sinnvoll ist, eine Maßnahme so anzulegen, dass sie bereits
vor ihrer Einführung möglichst große Akzeptanz genießt, gibt es Hinweise da‐
rauf, dass die Akzeptanz politischer Maßnahmen nach ihrer Einführung häufig
ansteigt (Londakova et al. 2021). Akzeptanzsteigernd kann auch die schrittweise
Einführung einer Maßnahme, die von Evaluation und Anpassung gefolgt wird,
wirken. Sowohl bei ökonomischen als auch bei ordnungsrechtlichen Instrumen‐
ten wird angenommen, dass Testphasen sowie ein Phase-In über längere Zeit
eine akzeptanzsteigernde Wirkung haben (Levi et al. 2021, S. 30; Heyen et al.
2021). Auch gibt es erste Hinweise darauf, dass die Einbeziehung von Bürgerräten
und Expert:innen die Akzeptanz auch von Bepreisungsinstrumenten deutlich
verbessern kann (Kuntze und Fesenfeld 2021). Überdies zeigt die Forschung, dass
es durch eine Kombination von Push-Maßnahmen in Maßnahmenbündeln („Po‐
licy-Packages“) gelingen kann, die Akzeptanz umweltpolitischer Maßnahmen zu
steigern (Beiser-McGrath und Bernauer 2019; Fesenfeld et al. 2020; Fesenfeld
2022). Werden auch produktionsseitige Maßnahmen mit einbezogen, so kann
die Akzeptanz auch dadurch steigen, dass der Eindruck vermittelt wird, dass alle
Akteure einen Beitrag zur Lösung eines Umweltproblems leisten müssen (Heyen
et al. 2021, S. 40).

Eine weitere wichtige Rolle spielt Parteipolitik. Zwar werden Konzepte für
neue Maßnahmen in aller Regel in der Ministerialverwaltung entwickelt. Diese
werden aber nur dann von der Politik abgefragt, wenn sie mit den Wertvorstel‐
lungen und Weltbildern der in der jeweiligen Regierungskoalition verbundenen
Parteien und ihrer Anhänger:innen kompatibel sind (Töller 2019, S. 280 f.).
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Die Forschung geht davon aus,  dass sich Parteien trotz Veränderungen in
Parteienlandschaft,  Sozialstruktur  der  Wählenden  und  Wählerbindung  immer
noch in ihren Policy-Positionen unterscheiden und sich diese Unterschiede, ggf.
gefiltert durch Koalitionsvereinbarungen, auch in den politischen Maßnahmen von
Regierungsmehrheiten niederschlagen (Hibbs 1977; Schmidt 1996; Potrafke 2017),
weil politische Akteure zum einen eine bestimmte programmatische Orientierung
aufweisen („policy-seeking) und zum anderen spezifische Wählerklientele bedie‐
nen möchten („vote-seeking“) (Wenzelburger 2015). Diese Annahme der „Partei‐
endifferenz“ gilt grundsätzlich auch für die Umweltpolitik (Töller 2021), auch wenn
der  genaue Verlauf  der  umweltpolitischen Konfliktlinie  etwa in der  deutschen
Parteienlandschaft umstritten ist (Carter 2013; Facchini et al. 2017; Töller 2021).

Zur hier letztlich interessierenden Frage, ob und mit welchen Maßnahmen
sich der Staat in Fragen der individuellen Lebensführung einmischen soll, um
öffentliche Güter zu schützen, weisen die parteipolitischen Positionen keine
Überraschungen auf (siehe im Einzelnen SRU 2023, S. 93 ff.). Da das deutsche
Wahlrecht in Kombination mit dem Parteiensystem in aller Regel Koalitionsre‐
gierungen hervorbringt, ist entscheidend, auf was sich diese Koalitionen einigen.
Vor allem bei Koalitionen, deren parteipolitische Positionen in vielen Feldern
weit auseinanderliegen, ist in der Regel der parteipolitische Hintergrund der
zuständigen Ministerin bzw. des zuständigen Ministers ausschlaggebend („Minis‐
terial Discretion model“, Laver & Shepsle 1998), wobei immer auch die Zustim‐
mung im Kabinett und von der Regierungsmehrheit im Parlament erworben
werden muss. D.h. je nach Regierungsbeteiligung sollten unterschiedliche Aspek‐
te einer Maßnahme besonders ausgearbeitet werden (soziale Ausgewogenheit
bei der Beteiligung von Sozialdemokraten, Wirtschaftsfreundlichkeit bei der Be‐
teiligung von Liberalen etc.). Die Vereinbarkeit von konkreten Maßnahmen mit
bestimmten politischen Weltanschauungen kann auch vom konkreten Framing
abhängen, das beispielsweise Maßnahmen in einen spezifischen inhaltlichen und
normativen Kontext setzt, etwa über die Verwendung von Werten und Prinzipien
(Scheufele und Engelmann 2013, S. 539; Scheufele et al. 2012, S. 432 25 ff., Wolsko
et al. 2016). Maßnahmenbündel ermöglichen es, verschiedene Maßnahmen in
einem Bereich so zu kombinieren, dass für jede beteiligte Partei etwas dabei
ist, das den ideologischen Markenkern ebenso wie die Wählerschaft befriedigt
und dabei zur Erreichung des gemeinsamen Ziels beiträgt. Eine Einigung wird
ggf. auch durch Paketlösungen möglich, die dadurch charakterisiert sind, dass
Mitglieder einer Koalition wechselseitig Maßnahmen (meist in unterschiedlichen
Regelungsbereichen) mittragen, die nicht ideal zu ihrer Parteiprogrammatik pas‐
sen (Schukraft 2019).
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Auch Interessenpolitik kann die Realisierung von politischen Maßnahmen,
die auf umweltrelevantes Verhalten abzielen, erschweren. Viele verhaltensadres‐
sierende Instrumente erfordern eine Neuausrichtung von Produktionsprozessen
(bspw. bei Einbauverboten für bestimmte fossile Technologien), verschieben
Marktanteile (etwa durch Anreize für den Verzehr von Fleischersatzprodukten)
oder haben eine potenziell konsumsenkende Wirkung. Sofern politische Maß‐
nahmen etablierte Geschäftsmodelle berühren, ist zu erwarten, dass sie auf
Widerstand von organisierten Interessen stoßen, was v.a. aufgrund bestehender
Machtungleichgewichte zwischen Wirtschafts- und Umweltinteressen die Reali‐
sierung von Maßnahmen deutlich erschweren kann (SRU 2023, S. 96 ff.).

Eine langfristige Strategie zur Verbesserung der Durchsetzbarkeit von Maß‐
nahmen besteht darin, Interessenkonstellationen durch staatliche Politik mittel-
bis langfristig zu verändern. Das Beispiel der Energiewende im Stromsektor zeigt,
dass es gelingen kann, stabile und einseitige Interessenkoalitionen aufzubrechen
(Schroeder 2021). Auch viele große Energiekonzerne haben heute ein Geschäfts‐
portfolio, das zunehmend aus erneuerbaren Energien besteht, sodass politische
Maßnahmen zur Förderung erneuerbarer Energien ihre Interessen nicht mehr
bedrohen (Löhr 2020, S. 327 ff.). Zweitens ist es wichtig, möglichst breite Unter‐
stützer-Koalitionen zu bilden, die gegebenenfalls auch Co-Benefits, etwa im Be‐
reich Gesundheitsschutz, soziale Gerechtigkeit, Sicherheit und anderen, vertreten
(Heyen et al. 2021, S. 40).1

Zu den institutionellen Herausforderungen für Maßnahmen, die auf das
Verhalten abzielen, gehört das Ressortprinzip, wonach das federführende Minis‐
terium einen großen Gestaltungsspielraum hat. Umwelt- und verbraucherpoliti‐
sche Maßnahmen berühren aber oft auch die Belange anderer Ressorts (etwa
des Agrar-, des Wirtschafts-, oder ggf. auch des Finanzressorts) und erfordern
daher Koordinationsprozesse zwischen Ressorts, die – u. a. abhängig von deren
Machtressourcen und parteipolitischer Besetzung – aufwändig und schwierig
sein können (SRU 2023, S. 104).

5. Ist das praktisch anwendbar?

Die in diesem Beitrag präsentierten Überlegungen dazu, wie es gelingen kann,
umweltrelevantes Verhalten von Verbraucher:innen zu verändern, werden im

1 Auf die institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen, die ebenfalls die Realisier‐
barkeit von Maßnahmen beeinflussen, kann hier aus Platzgründen nicht eingegangen
werden, siehe aber SRU 2023, S. 100 ff.
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Gutachten, auf das sich der Beitrag bezieht, auf drei Fallbeispiele angewendet,
um ihre Tragfähigkeit zu überprüfen. Diese Beispiele betreffen die die Bereiche
Ernährung, Nutzung von Elektronikgeräten und Gebäudesanierung (Kap. 5).
Die Fallbeispiele weisen alle eine klare Umweltrelevanz auf (siehe z. B. Newell
et al. 2021; Dubois et al. 2019), unterscheiden sich aber hinsichtlich anderer
Kriterien deutlich, um das breite Spektrum der Rahmenbedingungen aufzuzeigen
(siehe Abbildung 4). Konkret sollen für die Teilaspekte Fleischkonsum (Kap. 5.1),
Nutzungsdauer von Smartphones (Kap. 5.2) und energetische Sanierung von
Eigenheimen (Kap. 5.3) die Möglichkeiten ausgelotet werden, umweltfreundliche
Entscheidungen zu fördern.

Unterschiede der Fallbeispiele

Fleischkonsum Nutzungsdauer von
Elektrogeräten, Bei‐
spiel Smartphone

Energetische Sanie‐
rung von Eigenhei‐
men

Häufigkeit der
Entscheidung

mehrmals täglich alle zwei bis drei Jahre sehr selten bis einmalig

Umweltwirkung Klima, Boden, Biodi‐
versität, Grundwasser;
zusätzlich Tierwohl,
Gesundheit

Rohstoffe, Klima Klima, Rohstoffe

Äußere Einfluss‐
faktoren (exempla‐
risch)

Sozialisation, Bildung,
Kosten, kulturelles
Umfeld

technische Weiterent‐
wicklung, Statussym‐
bolwirkung, Reparatur‐
fähigkeit und -kosten

Energie- und Sanie‐
rungskosten, Zugang
zu Informationen und
Förderung, Verfügbar‐
keit von Handwerk
und Material

Erwünschte Verhal‐
tensänderung

stärker pflanzenbasier‐
te Ernährung
(Fokus: shift)

Verzögern der Neuan‐
schaffung
(Fokus: avoid)

Gebäude sanieren und
Heizungen tauschen
(Fokus: improve)

Monetäre
Auswirkung

ggf. Mehrkosten Kosteneinsparung hohe Investitionskos‐
ten, die sich langfristig
rentieren können

Bisherige staatliche
Einflussnahme

keine, die explizit da‐
rauf zielt, den Fleisch‐
konsum zu senken

Blauer Engel, Repara‐
turbonus (regional)

Förderprogramme,
Steuerermäßigung,
regulative Vorgaben,
CO2-Bepreisung,
Kampagnen

SRU 2023
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Abbildung 5 fasst die Leifragen zusammen, die der SRU für konkrete Regelungs‐
fragen erarbeitet hat (SRU 2023, S. 164–166).

Empfehlungen zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens

 

 

 
SRU 2023, S. 158

6. Resümee

Dieser Beitrag hat, basierend auf dem Sondergutachten „Politik in der Pflicht:
Umweltfreundliches Verhalten erleichtern“ (SRU 2023) zunächst argumentiert,
warum sich die künftige Umweltpolitik deutlich stärker als bisher der Verände‐
rung des umweltrelevanten Verhaltens zuwenden muss. Verhaltensänderungen
spielen eine zunehmend wichtige Rolle für die Erreichung wichtiger Umweltziele,
stellen sich aber von alleine nicht in ausreichendem Maße ein. Aktuell ist um‐
weltfreundliches Verhalten teilweise schwieriger, umständlicher und meist teurer
als umweltschädliches Verhalten. Bislang hat sich die Umweltpolitik kaum mit
Fragen der Verhaltensänderung befasst. Diese gilt als schwierig zu realisieren
und politisch riskant. Es geht darum, insbesondere die Rahmenbedingungen für
umweltfreundliches Verhalten zu verbessern, nicht aber, den Verbraucher:innen
die Verantwortung für die nötigen Veränderungen zuzuschieben.

Abbildung 5:
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Es wurde gezeigt, dass weder liberale Sorgen vor einem ungerechtfertigten
Eingriff des Staates in die Lebensführung der Menschen noch die ökobeweg‐
te Sorge vor einer Verschiebung von Verantwortung grundsätzlich gegen das
hier vorgestellte Projekt sprechen. Nur unter bestimmten Bedingungen (siehe
Abschnitt 2 und Abbildung 1) empfiehlt der SRU, das Verhalten (vorrangig oder
komplementär zu produktionsseitigen Maßnahmen) in den Fokus umweltpoliti‐
scher Überlegungen zu rücken und mit geeigneten Maßnahmen zu adressieren.
Was umweltrelevantes Verhalten bestimmt, wurde in Kap. 3 nur knapp zusam‐
mengefasst. Ausführlicher wurden hier die Instrumente diskutiert, mit denen
das Verhalten verändert werden kann. Auch wenn diese spezifische Vor- und
Nachteile aufweisen, gibt es keine „Silver Bullet“. Umweltfreundliches Verbrau‐
cher:innenverhalten wird dann wahrscheinlicher, wenn die Rahmenbedingungen
dieses erleichtern und nicht erschweren, wenn die Verbraucher:innen sich der
Umweltprobleme und ihrer eigenen Handlungsmöglichkeiten bewusst sind und
wenn sie in konkreten Entscheidungssituationen an ihre guten Vorsätze erin‐
nert werden. Um dies zu fördern, ist das Ansetzen an verschiedenen Punkten
(Kontextbedingungen zu allererst, außerdem langfristige Einflussfaktoren sowie
in der Entscheidungssituation) erforderlich, und zwar mit einer Kombination
geeigneter Instrumente. Dabei sollte das Spektrum der verfügbaren Instrumente
grundsätzlich ausgeschöpft werden. Bisher gibt es nur wenige Maßnahmen, die
das umweltrelevante Verbraucher:innenverhalten ins Visier nehmen, und diese
beschränken sich auf Förderprogramme und Informationen. Das liegt auch da‐
ran, dass darüber hinaus gehende Maßnahmen als politisch schwierig realisierbar
gelten. Die Faustregel ist: je effektiver eine Maßnahme, desto größer sind die
Herausforderung, sie auch politisch zu realisieren. Akzeptanz in der Bevölkerung,
Kompatibilität mit den programmatischen Überzeugungen der Regierungspartei‐
en und die Haltung von mächtigen Interessengruppen sind wichtige Faktoren,
die jedoch nicht vom Himmel fallen und durchaus in gewissem Maße in die
Gestaltung von politischen Maßnahmen integriert werden können.

Das Gutachten wendet diese Überlegungen auf drei Fallbeispiele (die Redu‐
zierung des Fleischkonsums [SRU 2023, Kap. 5.1], die Steigerung der Produkt‐
nutzungsdauer von Mobiltelefonen [SRU 2023, Kap. 5.2] und die energetische
Sanierung von Eigenheimen [SRU 2023, Kap. 5.3]) an und entwickelt einen
Leitfaden für Entscheider:innen in Verwaltung und Politik. Die Resonanz auf
das Gutachten in Presse und Öffentlichkeit, aber auch bei politischen Akteur:in‐
nen war ganz überwiegend positiv (statt vieler https://www.zeit.de/wissen/u
mwelt/2023-05/klimakrise-schuld-politik-gutachten). Hieraus konnte man
grundsätzlich den Eindruck gewinnen, dass die Zeit reif ist für eine Umweltpoli‐
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tik, die auch das umweltrelevante Verhalten von Verbraucher:innen und seine
Kontextbedingungen in den Blick nimmt. Allerdings geriet das Gutachten mit
seinem Fallbeispiel zur Gebäudesanierung ganz unbeabsichtigt auch in die hoch
aufgeheizte Diskussion über das Gebäudeenergiegesetz, die wiederum zeigte, wie
leicht letztlich solche Regulierungsprozesse auch ungünstig verlaufen können.
Auch die mediale Rezeption des Fallbeispiels zum Fleischkonsum zeigte, welches
Skandalisierungspotenzial das Thema Ernährung und insbesondere Fleischkon‐
sum weiterhin bietet. Offenbar müssen in der Rubrik politische Realisierbarkeit
auch die Logiken politischer Skandalisierung von Themen noch besser erforscht
werden.
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